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KURZE BEGRÜNDUNG

Im Rahmen ihrer Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes der finanziellen Interessen der 
Union schlug die Kommission im Mai 2018 vor, die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 
über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) zu 
ändern. Dieser Vorschlag folgt auf die Annahme der Richtlinie über die strafrechtliche 
Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug vom 
Juli 2017 und die Annahme der Verordnung zur Durchführung einer Verstärkten 
Zusammenarbeit zur Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) vom 
Oktober 2017.

Die geänderte Verordnung sollte Ende 2020 in Kraft treten, bevor die EUStA den Betrieb 
aufnimmt.

Übergeordnetes Ziel des Vorschlags ist die Anpassung und Stärkung der Mechanismen zum 
Schutz der finanziellen Interessen der EU. Dies sollte in erster Linie erreicht werden, indem 
die Grundlagen für eine wirksame Zusammenarbeit mit der EUStA gelegt werden, die auf den 
Grundsätzen der engen Zusammenarbeit, des Informationsaustauschs, der Vermeidung von 
Überschneidungen und der Komplementarität beruhen sollte. Während die EUStA 
strafrechtliche Untersuchungen und Verfolgungen durchführen wird, wird das OLAF 
weiterhin lediglich Verwaltungsuntersuchungen durchführen, die die finanziellen Interessen 
der EU betreffen, und damit die Arbeit der EUStA ergänzen und zu einem gemeinsamen Ziel 
beitragen.

Die Verfasserin der Stellungnahme ist der Ansicht, dass unbedingt dafür Sorge zu tragen ist, 
dass die künftigen Beziehungen zwischen der EUStA und dem OLAF nicht zu langwierigen 
Diskussionen über die Befugnisse führen. Daher sollten sowohl die EUStA als auch das 
OLAF die Funktionen „Treffer/kein Treffer“ ihrer jeweiligen Fallverwaltungssysteme nutzen, 
mit denen einschlägige Informationen zu laufenden Fällen umgehend geprüft werden können. 
Da das Fallverwaltungssystem der EUStA ein hohes Maß an Sicherheit erfordert, sollte das 
Amt eine von der EUStA benannte Person informieren, die mit der Fallverwaltung der EUStA 
prüft, ob die EUStA bereits denselben Sachverhalt untersucht.

Außerdem sollte das Amt der Stellungnahme zufolge der EUStA unverzüglich alle Straftaten 
melden, bezüglich der die EUStA ihre Befugnisse ausüben könnte. An die Meldung kann sich 
– falls die EUStA dies fordert – ein Bericht anschließen, der in enger Zusammenarbeit mit der 
EUStA erarbeitet wird. So könnte die EUStA schnell reagieren, und es wäre dafür gesorgt, 
dass etwaige strafrechtliche Untersuchungen unter uneingeschränkter Wahrung der für die 
EUStA geltenden Verfahrensgarantien durchgeführt werden.

Falls auf Betreiben des Generaldirektors des Amtes ergänzende Untersuchungen eingeleitet 
oder fortgesetzt werden, sollte das Amt der Stellungnahme zufolge nur befugt sein, diese 
Untersuchungen durchzuführen, wenn die EUStA dem zustimmt. Erhebt die EUStA 
Einspruch gegen die Einleitung dieser Untersuchungen, sollte das Amt sie nicht durchführen.

Schließlich vertritt die Verfasserin der Stellungnahme die Ansicht, dass die Organe, Gremien, 
Ämter und Agenturen die EUStA direkt ersuchen sollten, ihnen gemeldete Hinweise 
strafrechtlicher Art gemäß Artikel 24 Absatz 1 der EUStA-Verordnung zu bewerten.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 
Haushaltskontrollausschuss, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Dem Bericht der Kommission über 
die Evaluierung der Anwendung der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 
zufolge ist nicht ganz klar, inwieweit die 
Verordnung 883/2013 das nationale 
Recht anwendbar macht. 
Unterschiedliche Auslegungen der 
einschlägigen Bestimmungen und 
bestehende Unterschiede zwischen den 
nationalen Rechtsvorschriften führen zu 
einer Fragmentierung bei der Ausübung 
der Befugnisse des OLAF in den 
Mitgliedstaaten, die in einigen Fällen die 
Fähigkeit des OLAF behindert, 
erfolgreich Untersuchungen 
durchzuführen und letztendlich zu dem 
Ziel des Vertrags beizutragen, die 
finanziellen Interessen in der Union als 
Ganzes wirksam zu schützen.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Zur Erreichung ihres gemeinsamen 
Ziels, die Integrität des Unionshaushalts zu 
bewahren, sollten das Amt und die EUStA 
eine enge, sich auf eine loyale 
Zusammenarbeit gründende Beziehung 
zueinander aufbauen und pflegen, die 
darauf abzielt, dass ihre Mandate einander 
sinnvoll ergänzen und ihr Vorgehen in 

(4) Zur Erreichung ihres gemeinsamen 
Ziels, die Integrität des Unionshaushalts zu 
bewahren, sollten das Amt und die EUStA 
eine enge, sich auf eine loyale 
Zusammenarbeit gründende Beziehung 
zueinander aufbauen und pflegen, die 
darauf abzielt, dass ihre Mandate einander 
sinnvoll ergänzen und ihr Vorgehen in 
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geeigneter Weise koordiniert wird; dies gilt 
insbesondere für den Umfang der 
verstärkten Zusammenarbeit zur Errichtung 
der EUStA. Diese Beziehung sollte somit 
letztendlich dazu beitragen, dass stets 
sichergestellt ist, dass alle verfügbaren 
Mittel zum Schutz der finanziellen 
Interessen der Union genutzt und unnötige 
Doppelarbeiten vermieden werden.

geeigneter Weise koordiniert wird; dies gilt 
insbesondere für den Umfang der 
verstärkten Zusammenarbeit zur Errichtung 
der EUStA. Diese Beziehung sollte somit 
letztendlich dazu beitragen, dass stets 
sichergestellt ist, dass alle verfügbaren 
Mittel zum Schutz der finanziellen 
Interessen der Union genutzt und unnötige 
Doppelarbeiten vermieden werden. Um 
eine gute Zusammenarbeit zu fördern, 
werden die EUStA und das Amt 
aufgefordert, sich regelmäßig zu treffen, 
insbesondere um sich einen Überblick 
über die laufenden Untersuchungen zu 
verschaffen und Tendenzen und mögliche 
Verbindungen zwischen Fällen zu 
ermitteln.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Sobald die EUStA eingerichtet ist, 
sollte sich das Gesamtmandat des OLAF 
nicht ändern, sondern seine Arbeitsweise 
in mehrfacher Hinsicht entsprechend 
angepasst werden. Das OLAF sollte nach 
wie vor für die Verwaltungsuntersuchung 
mutmaßlicher betrügerischer und nicht 
betrügerischer Unregelmäßigkeiten in den 
sonstigen Organen, Einrichtungen und 
Stellen der Union und in allen 
Mitgliedstaaten zuständig sein, um 
Empfehlungen für die Einleitung von 
Gerichts-, Disziplinar-, Finanz- oder 
Verwaltungsverfahren abzugeben.
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Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Die Verordnung (EU) 2017/1939 
sieht vor, dass das Amt sowie die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
Union und die zuständigen nationalen 
Behörden der EUStA etwaige Straftaten, 
die in den Zuständigkeitsbereich der 
EUStA fallen, zügig melden. Da das Amt 
mit dem Mandat ausgestattet ist, 
administrative Untersuchungen über 
Betrugs- oder Korruptionsdelikte oder 
sonstige widerrechtliche Handlungen 
zulasten der finanziellen Interessen der 
Union durchzuführen, ist das Amt optimal 
aufgestellt und ausgerüstet, um als 
natürlicher Partner und privilegierte 
Informationsquelle der EUStA zu 
fungieren.

(5) Die Verordnung (EU) 2017/1939 
sieht vor, dass das Amt sowie die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
Union und die zuständigen nationalen 
Behörden der EUStA etwaige Straftaten, 
die in den Zuständigkeitsbereich der 
EUStA fallen, zügig melden. Da das Amt 
mit dem Mandat ausgestattet ist, 
administrative Untersuchungen über 
Betrugs- oder Korruptionsdelikte oder 
sonstige widerrechtliche Handlungen 
zulasten der finanziellen Interessen der 
Union durchzuführen, ist das Amt optimal 
aufgestellt und ausgerüstet, um als 
natürlicher Partner und privilegierte 
Informationsquelle der EUStA zu 
fungieren. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn an den Untersuchungen sowohl 
Mitgliedstaaten, die an der verstärkten 
Zusammenarbeit zur Errichtung der 
EUStA beteiligt sind, als auch 
Mitgliedstaaten, auf die dies nicht zutrifft, 
teilhaben.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) In der Praxis können Indizien für in 
die Zuständigkeit der EUStA fallende 
kriminelle Handlungen bereits in den beim 
Amt eingehenden Ersthinweisen enthalten 
sein oder aber im Laufe einer 
administrativen Untersuchung, die das Amt 
wegen Verdachts auf Vorliegen einer 
Unregelmäßigkeit in der Verwaltung 
eingeleitet hat, festgestellt werden. Um 
seiner Pflicht zur Unterrichtung der EUStA 

(6) In der Praxis können Indizien für in 
die Zuständigkeit der EUStA fallende 
kriminelle Handlungen bereits in den beim 
Amt eingehenden Ersthinweisen enthalten 
sein oder aber im Laufe einer 
administrativen Untersuchung, die das Amt 
wegen Verdachts auf Vorliegen einer 
Unregelmäßigkeit in der Verwaltung 
eingeleitet hat, festgestellt werden. Um 
seiner Pflicht zur Unterrichtung der EUStA 
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nachzukommen, sollte das Amt daher 
etwaige kriminelle Handlungen je nach 
Fall in der betreffenden Phase vor oder 
nach Einleitung einer Untersuchung 
melden.

nachzukommen, sollte das Amt daher 
etwaige kriminelle Handlungen je nach 
Fall umgehend melden. An diese Meldung 
sollte sich ein Bericht anschließen, der 
unverzüglich übermittelt werden sollte. 
Die Meldung und der Bericht können in 
einer beliebigen Phase vor oder nach 
Einleitung einer Untersuchung übermittelt 
werden. Beim Amt eingegangene 
Informationen sollten in jedem Fall 
möglichst frühzeitig der EUStA gemeldet 
werden.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) In der Verordnung (EU) 2017/1939 
ist festgelegt, welche Angaben derartige 
Berichte im Regelfall mindestens enthalten 
sollten. Es kann erforderlich sein, dass das 
Amt eingegangene Hinweise einer ersten 
Bewertung unterzieht, um sich Gewissheit 
in Bezug auf diese Aspekte zu verschaffen, 
und dass das Amt dafür die nötigen 
Informationen einholt. Das Amt sollte 
diese Bewertung zügig und mit Mitteln 
durchführen, durch die die Möglichkeit 
einer etwaigen strafrechtlichen 
Untersuchung nicht gefährdet wird. Nach 
Abschluss seiner Bewertung sollte das Amt 
der EUStA etwaige Verdachtsmomente, 
die auf Vorliegen einer in die 
Zuständigkeit der EUStA fallenden Straftat 
hindeuten, melden.

(7) In der Verordnung (EU) 2017/1939 
ist festgelegt, welche Angaben derartige 
Berichte im Regelfall mindestens enthalten 
sollten, damit die Berichterstattung in 
Strafsachen wirksamer wird. Außerdem 
sollte das Amt der EUStA alle ihm zur 
Verfügung stehenden einschlägigen 
Informationen übermitteln. Es kann 
erforderlich sein, dass das Amt 
eingegangene Hinweise einer ersten 
Bewertung unterzieht, um sich Gewissheit 
in Bezug auf diese Aspekte zu verschaffen, 
und dass das Amt dafür die nötigen 
Informationen einholt. Das Amt sollte 
diese Bewertung möglichst zügig und mit 
Mitteln durchführen, durch die die 
Möglichkeit einer etwaigen strafrechtlichen 
Untersuchung nicht gefährdet wird. Nach 
Abschluss seiner Bewertung sollte das Amt 
der EUStA etwaige Verdachtsmomente, 
die auf Vorliegen einer in die 
Zuständigkeit der EUStA fallenden Straftat 
hindeuten, unverzüglich melden.
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Aufgrund des Erfahrungsschatzes 
des Amtes sollten die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
Union für eine solche Erstbewertung ihnen 
gemeldeter Hinweise auf das Amt 
zurückgreifen können.

(8) Aufgrund des Erfahrungsschatzes 
des Amtes sollten die Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
Union für eine solche Erstbewertung ihnen 
gemeldeter Hinweise auf das Amt 
zurückgreifen können, falls sie die 
Bewertung nicht selbst vornehmen 
können. Hierdurch sollte sich die 
fristgerechte Meldung an die EUStA nicht 
verzögern.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) In Übereinstimmung mit der 
Verordnung (EU) 2017/1939 sollte das 
Amt grundsätzlich keine administrativen 
Untersuchungen parallel zu laufenden 
Untersuchungen der EUStA zu ein und 
demselben Sachverhalt einleiten. 
Gleichwohl kann es, um die finanziellen 
Interessen der Union zu schützen, in 
bestimmten Fällen erforderlich sein, dass 
das Amt vor dem Abschluss des 
betreffenden von der EUStA eingeleiteten 
Strafverfahrens ergänzend eine 
administrative Untersuchung durchführt, 
um zu ermitteln, ob etwaige 
Sicherungsmaßnahmen erforderlich sind 
oder finanzielle, disziplinarische oder 
administrative Maßnahmen ergriffen 
werden müssen. Diese ergänzenden 
Untersuchungen können unter anderem 
dann angebracht sein, wenn dem 
Unionshaushalt geschuldete Beträge, die 
bestimmten Verjährungsbestimmungen 
unterliegen, eingezogen werden müssen, 

(9) In Übereinstimmung mit der 
Verordnung (EU) 2017/1939 sollte das 
Amt grundsätzlich keine administrativen 
Untersuchungen parallel zu laufenden 
Untersuchungen der EUStA zu ein und 
demselben Sachverhalt einleiten. 
Gleichwohl kann es, um die finanziellen 
Interessen der Union zu schützen, in 
bestimmten Fällen erforderlich sein, dass 
das Amt vor dem Abschluss des 
betreffenden von der EUStA eingeleiteten 
Strafverfahrens ergänzend eine 
administrative Untersuchung durchführt, 
um zu ermitteln, ob etwaige 
Sicherungsmaßnahmen erforderlich sind 
oder finanzielle, disziplinarische oder 
administrative Maßnahmen ergriffen 
werden müssen. Diese ergänzenden 
Untersuchungen können unter anderem 
dann angebracht sein, wenn dem 
Unionshaushalt geschuldete Beträge, die 
bestimmten Verjährungsbestimmungen 
unterliegen, eingezogen werden müssen, 
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wenn die betroffenen Beträge sehr hoch 
sind, oder wenn es in Risikosituationen 
weitere Ausgaben mithilfe administrativer 
Maßnahmen zu vermeiden gilt.

wenn die betroffenen Beträge sehr hoch 
sind oder wenn es in Risikosituationen 
weitere Ausgaben mithilfe administrativer 
Maßnahmen zu vermeiden gilt. Da sie 
ergänzend sind, sollten diese 
Untersuchungen nur durchgeführt 
werden, wenn die EUStA dem zustimmt.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Die Verordnung (EU) 2017/1939 
sieht vor, dass die EUStA das Amt um 
derartige ergänzende Untersuchungen 
ersuchen kann. In Fällen, in denen kein 
derartiges Ersuchen der EUStA ergeht, 
sollte das OLAF solch eine ergänzende 
Untersuchung unter bestimmten 
Bedingungen auch von sich aus einleiten 
dürfen. Die EUStA sollte insbesondere die 
Befugnis besitzen, gegen die Einleitung 
oder die Fortführung einer Untersuchung 
des Amtes oder gegen bestimmte 
Untersuchungsmaßnahmen des Amtes 
Einspruch zu erheben. Die Gründe für 
derartige Einsprüche sollten jeweils auf der 
Notwendigkeit basieren, die Wirksamkeit 
der von der EUStA durchgeführten 
Untersuchung zu bewahren, und diesem 
Ziel angemessen sein. Das Amt sollte 
jeweils auf die Maßnahme, gegen die die 
EUStA Einspruch eingelegt hat, 
verzichten. Falls die EUStA keine 
Einwände erhebt, sollte die Untersuchung 
des Amtes in enger Absprache mit der 
EUStA durchgeführt werden.

(10) Die Verordnung (EU) 2017/1939 
sieht vor, dass die EUStA das Amt um 
derartige ergänzende Untersuchungen 
ersuchen kann. In Fällen, in denen kein 
derartiges Ersuchen der EUStA ergeht, 
sollte das OLAF solch eine ergänzende 
Untersuchung unter bestimmten 
Bedingungen und im Benehmen mit der 
EUStA auch von sich aus einleiten dürfen. 
Die EUStA sollte insbesondere die 
Befugnis besitzen, gegen die Einleitung 
oder die Fortführung einer Untersuchung 
des Amtes oder gegen bestimmte 
Untersuchungsmaßnahmen des Amtes 
Einspruch zu erheben. Die Gründe für 
derartige Einsprüche sollten jeweils auf der 
Notwendigkeit basieren, die Wirksamkeit 
der von der EUStA durchgeführten 
Untersuchung zu bewahren, und diesem 
Ziel angemessen sein. Das Amt sollte 
jeweils auf die Maßnahme, gegen die die 
EUStA Einspruch eingelegt hat, 
verzichten. Falls die EUStA dem Ersuchen 
zustimmt, sollte die Untersuchung des 
Amtes in enger Absprache mit der EUStA 
durchgeführt werden.
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um eine wirksame Koordinierung 
zwischen dem Amt und der EUStA 
sicherzustellen, sollte zwischen diesen ein 
kontinuierlicher Informationsaustausch 
erfolgen. Der Informationsaustausch in den 
Stadien vor der Einleitung etwaiger 
Untersuchungen durch das Amt und die 
EUStA ist besonders wichtig für eine 
ordnungsgemäße Koordinierung ihrer 
jeweiligen Maßnahmen und für die 
Vermeidung von Doppelarbeiten. Das Amt 
und die EUStA sollten die Modalitäten und 
Bedingungen dieses 
Informationsaustausches in ihren 
Arbeitsvereinbarungen festlegen.

(12) Um eine wirksame Koordinierung 
zwischen dem Amt und der EUStA 
sicherzustellen, sollte zwischen diesen ein 
kontinuierlicher Informationsaustausch 
erfolgen. Der Informationsaustausch in den 
Stadien vor der Einleitung etwaiger 
Untersuchungen durch das Amt und die 
EUStA ist besonders wichtig für eine 
ordnungsgemäße Koordinierung ihrer 
jeweiligen Maßnahmen und für die 
Vermeidung von Doppelarbeiten. Daher 
sollten das Amt und die EUStA die 
Funktionen „Treffer/kein Treffer“ ihrer 
jeweiligen Fallverwaltungssysteme 
nutzen. Das Amt und die EUStA sollten 
die Modalitäten und Bedingungen dieses 
Informationsaustausches in ihren 
Arbeitsvereinbarungen festlegen. Der 
Generaldirektor des Amtes und der 
Europäische Generalstaatsanwalt sollten 
regelmäßig zusammentreten, um Themen 
von gemeinsamem Interesse zu erörtern.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) In Fällen, in denen das Amt auf 
Unterstützung vonseiten der zuständigen 
nationalen Behörden zurückgreifen muss 
(beispielsweise, wenn sich ein 
Wirtschaftsteilnehmer einer Kontrolle und 
Überprüfung vor Ort widersetzt), sollten 
die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass das 
Amt wirksam vorgehen kann und die 
notwendige Unterstützung nach Maßgabe 
der einschlägigen Bestimmungen des 
nationalen Verfahrensrechts leisten.

(19) In Fällen, in denen das Amt auf 
Unterstützung vonseiten der zuständigen 
nationalen Behörden zurückgreifen muss 
(beispielsweise, wenn sich ein 
Wirtschaftsteilnehmer einer Kontrolle und 
Überprüfung vor Ort widersetzt), sollten 
die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass das 
Amt wirksam vorgehen kann, und 
unverzüglich die notwendige 
Unterstützung nach Maßgabe der 
einschlägigen Bestimmungen des 
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nationalen Verfahrensrechts leisten.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22a) Personen, die dem Amt Straftaten 
und Verstöße im Zusammenhang mit den 
finanziellen Interessen der EU melden, 
sollten umfassend geschützt werden, 
insbesondere durch die einschlägigen 
EU-Vorschriften zum Schutz von 
Hinweisgebern.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32a) Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten lassen dem Amt die zur 
wirksamen Wahrnehmung seiner 
Aufgaben erforderliche Unterstützung 
zukommen. Gibt das Amt Empfehlungen 
für justizielle Folgemaßnahmen der 
nationalen Strafverfolgungsbehörden 
eines Mitgliedstaats ab, ohne dass 
Folgemaßnahmen getroffen werden, 
sollte der Mitgliedstaat seine 
Entscheidung gegenüber dem Amt 
begründen. Einmal jährlich sollte das 
Amt einen Bericht verfassen, in dem die 
Bilanz der von den Mitgliedstaaten 
geleisteten Unterstützung und der 
justiziellen Folgemaßnahmen zu 
Empfehlungen gezogen wird.
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Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32b) Aus den Reihen der Mitglieder des 
Überwachungsausschusses sollte ein 
Grundrechtsbeauftragter ernannt werden. 
Der Grundrechtsbeauftragte sollte 
überwachen, dass das Amt die 
Grundrechte und Verfahrensgarantien 
achtet.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35a) Bis zum 31. Dezember 2022 sollte 
die Kommission die Anwendung dieser 
Verordnung und insbesondere die 
Effizienz der Zusammenarbeit zwischen 
dem Amt und der EUStA bewerten.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer -1 (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 1 – Absatz 3 – Buchstabe d

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

(-1) Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe d 
erhält folgende Fassung:

(d) Verordnung (EG) Nr. 45/2001. „(d) Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und 
Verordnung (EU) 2016/679.“

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32013R0883)
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Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 3
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Kontrollen und Überprüfungen 
vor Ort werden nach Maßgabe dieser 
Verordnung und bei etwaigen nicht durch 
diese Verordnung erfassten Sachverhalten 
nach Maßgabe der Verordnung (Euratom, 
EG) Nr. 2185/96 durchgeführt.

2. Die Kontrollen und Überprüfungen 
vor Ort können ohne Vorankündigung 
durchgeführt werden und werden nach 
Maßgabe dieser Verordnung und bei 
etwaigen nicht durch diese Verordnung 
erfassten Sachverhalten nach Maßgabe der 
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 
durchgeführt.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 3
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 3 – Absatz 6 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Auf Antrag des Amtes leistet die 
zuständige Behörde des betroffenen 
Mitgliedstaats den Bediensteten des Amtes 
die notwendige Unterstützung, um ihnen 
die wirksame Durchführung ihrer 
Aufgaben entsprechend der schriftlichen 
Ermächtigung nach Artikel 7 Absatz 2 zu 
ermöglichen.

Auf Antrag des Amtes leistet die 
zuständige Behörde des betroffenen 
Mitgliedstaats den Bediensteten des Amtes 
unverzüglich die notwendige 
Unterstützung, um ihnen die wirksame 
Durchführung ihrer Aufgaben 
entsprechend der schriftlichen 
Ermächtigung nach Artikel 7 Absatz 2 zu 
ermöglichen.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 3
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
 Artikel 3 – Absatz 6 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der betroffene Mitgliedstaat stellt im Der betroffene Mitgliedstaat stellt im 
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Einklang mit der Verordnung (Euratom, 
EG) Nr. 2185/96 sicher, dass die 
Bediensteten des Amtes Zugang zu 
sämtlichen mit dem untersuchten 
Sachverhalt zusammenhängenden 
Informationen und Schriftstücken haben, 
die für eine wirksame und effiziente 
Durchführung der Kontrollen und 
Überprüfungen vor Ort erforderlich sind, 
und dass sie diese Schriftstücke und 
Informationen erforderlichenfalls 
sicherstellen können, um zu gewährleisten, 
dass keine Gefahr besteht, dass sie 
verschwinden.

Einklang mit der Verordnung (Euratom, 
EG) Nr. 2185/96 sicher, dass die 
Bediensteten des Amtes Zugang zu 
sämtlichen mit dem untersuchten 
Sachverhalt zusammenhängenden 
Informationen und Schriftstücken haben, 
die für eine wirksame und effiziente 
Durchführung der Kontrollen und 
Überprüfungen vor Ort erforderlich sind, 
und dass sie diese Schriftstücke und 
Informationen in der erforderlichen Zeit 
sicherstellen können, damit keine Gefahr 
besteht, dass sie verschwinden.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 3
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 3 – Absatz 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

9. Im Laufe einer externen 
Untersuchung erhält das Amt Zugang zu 
sachdienlichen, im Besitz der Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen 
befindlichen Informationen und auf gleich 
welchem Medium gespeicherten Daten zu 
dem untersuchten Sachverhalt, soweit dies 
zur Feststellung des Vorliegens von Betrug 
oder Korruption oder jeglicher sonstigen 
rechtswidrigen Handlung zum Nachteil der 
finanziellen Interessen der Union 
erforderlich ist. Hierbei findet Artikel 4 
Absätze 2 und 4 Anwendung.

9. Im Laufe einer externen 
Untersuchung erhält das Amt unverzüglich 
Zugang zu sachdienlichen, im Besitz der 
Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen befindlichen Informationen und auf 
gleich welchem Medium gespeicherten 
Daten zu dem untersuchten Sachverhalt, 
soweit dies zur Feststellung des Vorliegens 
von Betrug oder Korruption oder jeglicher 
sonstigen rechtswidrigen Handlung zum 
Nachteil der finanziellen Interessen der 
Union erforderlich ist. Hierbei findet 
Artikel 4 Absätze 2 und 4 Anwendung.
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Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 3
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 3 – Absatz 10 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

10. Unbeschadet von Artikel 12c 
Absatz 1 kann das Amt die zuständigen 
Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten 
und erforderlichenfalls die zuständigen 
Kommissionsdienststellen in Kenntnis 
setzen, wenn ihm vor einer Entscheidung 
über die Einleitung einer etwaigen externen 
Untersuchung Informationen vorliegen, die 
den Schluss nahelegen, dass Betrug oder 
Korruption oder eine sonstige 
rechtswidrige Handlung zum Nachteil der 
finanziellen Interessen der Union begangen 
wurde.

10. Unbeschadet von Artikel 12c 
Absatz 1 kann das Amt die zuständigen 
Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten 
und erforderlichenfalls die zuständigen 
Kommissionsdienststellen in Kenntnis 
setzen, wenn ihm vor einer Entscheidung 
über die Einleitung einer etwaigen externen 
Untersuchung Informationen vorliegen, die 
den Schluss nahelegen, dass Betrug oder 
Korruption oder eine sonstige 
rechtswidrige Handlung zum Nachteil der 
finanziellen Interessen der Union begangen 
wurde. Auf Anfrage teilen die 
betreffenden zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten bzw. dieses Organ, diese 
Einrichtung oder diese sonstige Stelle 
dem Amt die aufgrund dieser 
Informationen ergriffenen Maßnahmen 
und deren Ergebnisse mit.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe a
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) erhält das Amt ohne Voranmeldung 
und unverzüglich Zugang zu sämtlichen 
relevanten Informationen und auf gleich 
welchem Medium gespeicherten Daten, die 
sich im Besitz der Organe, Einrichtungen 
und sonstigen Stellen befinden, und zu 
deren Räumlichkeiten. Das Amt ist 
ermächtigt, die Rechnungsführung der 
Organe, Einrichtungen und sonstigen 

a) erhält das Amt ohne Voranmeldung 
und unverzüglich Zugang zu sämtlichen 
relevanten Informationen und auf gleich 
welchem Medium gespeicherten Daten, die 
sich im Besitz der Organe, Einrichtungen 
und sonstigen Stellen befinden, und zu 
deren Räumlichkeiten. Das Amt ist 
ermächtigt, die Rechnungsführung der 
Organe, Einrichtungen und sonstigen 
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Stellen einzusehen. Es kann Kopien aller 
Schriftstücke und des Inhalts aller 
Datenträger, die im Besitz der Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen sind, 
anfertigen oder Auszüge davon erhalten 
und diese Schriftstücke und Informationen 
erforderlichenfalls sicherstellen, um zu 
gewährleisten, dass keine Gefahr besteht, 
dass sie verschwinden.

Stellen einzusehen. Es kann Kopien aller 
Schriftstücke und des Inhalts aller 
Datenträger, die im Besitz der Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen sind, 
anfertigen oder Auszüge davon erhalten 
und diese Schriftstücke und Informationen 
erforderlichenfalls in der erforderlichen 
Zeit sicherstellen, damit keine Gefahr 
besteht, dass sie verschwinden.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe b
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 4 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Das Amt kann in Übereinstimmung 
mit Artikel 3 Kontrollen und 
Überprüfungen bei Wirtschaftsteilnehmern 
vor Ort vornehmen, um Zugang zu 
Informationen über den von der internen 
Untersuchung betroffenen Sachverhalt zu 
erhalten.

3. Das Amt kann in Übereinstimmung 
mit Artikel 3 ohne Vorankündigung 
Kontrollen und Überprüfungen bei 
Wirtschaftsteilnehmern vor Ort 
vornehmen, um Zugang zu Informationen 
über den von der internen Untersuchung 
betroffenen Sachverhalt zu erhalten.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe a a (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) In Absatz 2 wird nach dem ersten 
Unterabsatz folgender Unterabsatz 
eingefügt:
„Eine externe Untersuchung, um die die 
EUStA das Amt ersucht, wird gemäß 
Artikel 12e unverzüglich eingeleitet.“

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R0883&from=EN)
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Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe a b (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 2

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

ab) Absatz 2 Unterabsatz 2 erhält 
folgende Fassung:

Die Einleitung interner Untersuchungen 
wird vom Generaldirektor von sich aus 
oder auf Ersuchen des Organs, der 
Einrichtung oder sonstigen Stelle, bei dem 
bzw. der die Untersuchung durchgeführt 
werden soll, oder auf Ersuchen eines 
Mitgliedstaats beschlossen.

„Die Einleitung interner Untersuchungen 
wird vom Generaldirektor von sich aus 
oder auf Ersuchen der EUStA oder des 
Organs, der Einrichtung oder sonstigen 
Stelle, bei dem bzw. der die Untersuchung 
durchgeführt werden soll, oder auf 
Ersuchen eines Mitgliedstaats beschlossen.

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32013R0883)

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 6 – Buchstabe a a (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 7 – Absatz 3 – Unterabsatz 2

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

aa) Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält 
folgende Fassung:

Die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen gewährleisten, dass ihre Beamten, 
sonstigen Bediensteten, Mitglieder, Leiter 
und Bediensteten den Bediensteten des 
Amtes die zur wirksamen Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben erforderliche Unterstützung 
zukommen lassen.

„Die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen gewährleisten, dass ihre Beamten, 
sonstigen Bediensteten, Mitglieder, Leiter 
und Bediensteten den Bediensteten des 
Amtes die zur wirksamen und 
unverzüglichen Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben nach Maßgabe dieser 
Verordnung erforderliche Unterstützung 
zukommen lassen.“

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32013R0883)
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Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 6 – Buchstabe d
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 7 – Absatz 6 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die betroffenen Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen können das Amt zudem 
jederzeit zurate ziehen, um gegebenenfalls 
zu beschließen, in enger Zusammenarbeit 
mit dem Amt geeignete 
Sicherungsmaßnahmen, einschließlich 
Maßnahmen zur Beweissicherung, zu 
ergreifen, und setzen das Amt unverzüglich 
von einem solchen Beschluss in Kenntnis.

Die betroffenen Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen können das Amt zudem 
jederzeit zurate ziehen, um gegebenenfalls 
zu beschließen, in enger Zusammenarbeit 
mit dem Amt geeignete 
Sicherungsmaßnahmen, einschließlich 
Maßnahmen zur Beweissicherung, zu 
ergreifen, und setzen das Amt unverzüglich 
von einem solchen Beschluss in Kenntnis. 
Das Amt arbeitet konstruktiv und in 
uneingeschränkter Synergie mit dem 
betreffenden Organ, Büro oder der 
betreffenden Agentur zusammen.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe a
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz1 a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union können im Zuge ihrer 
Berichterstattung an die EUStA nach 
Artikel 24 der Verordnung (EU) 2017/1939 
stattdessen dem Amt eine Kopie des der 
EUStA übermittelten Berichts übersenden.

Die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union können im Zuge ihrer 
Berichterstattung an die EUStA nach 
Artikel 24 der Verordnung (EU) 2017/1939 
stattdessen dem Amt eine Kopie des der 
EUStA übermittelten Berichts übersenden 
und die EUStA über die Übersendung 
unterrichten.
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Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe b
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen sowie – soweit es nicht den 
nationalen Rechtsvorschriften 
entgegensteht – die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten übermitteln dem Amt 
auf dessen Ersuchen oder von sich aus alle 
in ihrem Besitz befindlichen, im 
Zusammenhang mit einer laufenden 
Untersuchung des Amtes stehenden 
Schriftstücke und Informationen.

Die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen sowie – soweit es nicht den 
nationalen Rechtsvorschriften 
entgegensteht – die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten übermitteln dem Amt 
auf dessen Ersuchen oder von sich aus 
unverzüglich alle in ihrem Besitz 
befindlichen, im Zusammenhang mit einer 
laufenden Untersuchung des Amtes 
stehenden Schriftstücke und 
Informationen.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe b
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Vor der Einleitung einer Untersuchung 
übermitteln sie dem Amt auf dessen 
Ersuchen alle in ihrem Besitz befindlichen 
Schriftstücke und Informationen, die für 
die Bewertung der erhobenen 
Behauptungen oder für die Anwendung der 
Kriterien für die Untersuchungseinleitung 
gemäß Artikel 5 Absatz 1 notwendig sind.

Vor der Einleitung einer Untersuchung 
übermitteln sie dem Amt auf dessen 
Ersuchen oder auf eigenes Betreiben alle 
in ihrem Besitz befindlichen Schriftstücke 
und Informationen, die für die Bewertung 
der erhobenen Behauptungen oder für die 
Anwendung der Kriterien für die 
Untersuchungseinleitung gemäß Artikel 5 
Absatz 1 notwendig sind.
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Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe c
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 8 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen sowie – soweit es nicht 
den nationalen Rechtsvorschriften 
entgegensteht – die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten übermitteln dem Amt 
alle sonstigen in ihrem Besitz befindlichen 
und als sachdienlich angesehenen 
Schriftstücke und Informationen im 
Zusammenhang mit der Bekämpfung von 
Betrug, Korruption und sonstigen 
rechtswidrigen Handlungen zum Nachteil 
der finanziellen Interessen der Union.

3. Die Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen sowie – soweit es nicht 
den nationalen Rechtsvorschriften 
entgegensteht – die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten übermitteln dem Amt 
auf dessen Ersuchen oder auf eigenes 
Betreiben unverzüglich alle sonstigen in 
ihrem Besitz befindlichen und als 
sachdienlich angesehenen Schriftstücke 
und Informationen im Zusammenhang mit 
der Bekämpfung von Betrug, Korruption 
und sonstigen rechtswidrigen Handlungen 
zum Nachteil der finanziellen Interessen 
der Union.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 8 – Buchstabe a a (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 9 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) Folgender Absatz wird angefügt:
„5a. Die Untersuchungsmaßnahmen 
des OLAF unterliegen der gerichtlichen 
Überprüfung durch den Gerichtshof nach 
Artikel 263 AEUV.“



AD\1173523DE.docx 21/37 PE629.629v02-00

DE

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe a a (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 10 – Absatz 5 – Unterabsatz 1

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

aa) Absatz 5 Unterabsatz 1 erhält 
folgende Fassung:

Der Generaldirektor stellt sicher, dass jede 
Weitergabe von Informationen an die 
Öffentlichkeit auf neutrale und 
unparteiische Weise erfolgt und dass die 
Offenlegung die Vertraulichkeit der 
Untersuchungen wahrt und die in diesem 
Artikel und in Artikel 9 Absatz 1 
festgelegten Grundsätze einhält.

Der Generaldirektor stellt sicher, dass jede 
Weitergabe von Informationen an die 
Öffentlichkeit auf neutrale und 
unparteiische Weise erfolgt und dass die 
Offenlegung die 
Datenschutzbestimmungen und die 
Vertraulichkeit der Untersuchungen wahrt 
und die in diesem Artikel und in Artikel 9 
Absatz 1 festgelegten Grundsätze einhält.

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32013R0883)

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 – Buchstabe a b (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 10 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ab) Folgender Absatz wird angefügt:
„5a. Personen, die dem Amt Straftaten 
und Verstöße im Zusammenhang mit den 
finanziellen Interessen der EU melden, 
werden umfassend geschützt, 
insbesondere durch europäische 
Rechtsvorschriften zum Schutz von 
Personen, die Verstöße gegen das 
Unionsrecht melden.“
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Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10 – Buchstabe a
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 11 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Dem Bericht können Empfehlungen des 
Generaldirektors für Folgemaßnahmen 
beigefügt werden. In diesen Empfehlungen 
werden gegebenenfalls disziplinarische, 
administrative, finanzielle und/oder 
justizielle Maßnahmen der Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen sowie 
der zuständigen Behörden des betroffenen 
Mitgliedstaats genannt, wobei 
insbesondere Angaben zu der Höhe der 
wieder einzuziehenden Beträge sowie zu 
der vorläufigen rechtlichen Bewertung des 
Sachverhalts gemacht werden.

Dem Bericht werden gut dokumentierte 
Empfehlungen des Generaldirektors zu der 
Frage beigefügt, ob Maßnahmen ergriffen 
werden sollten oder nicht. In diesen 
Empfehlungen werden gegebenenfalls 
disziplinarische, administrative, finanzielle 
bzw. justizielle Maßnahmen der Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen sowie 
der zuständigen Behörden des betroffenen 
Mitgliedstaats genannt, wobei 
insbesondere Angaben zu der Höhe der 
wieder einzuziehenden Beträge sowie zu 
der vorläufigen rechtlichen Bewertung des 
Sachverhalts gemacht werden.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10 – Buchstabe b
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 11 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Das Amt ergreift geeignete interne 
Maßnahmen, um die einheitliche Qualität 
der Abschlussberichte und Empfehlungen 
zu gewährleisten, und prüft, ob eine 
Überarbeitung der Leitlinien zu den 
Untersuchungsverfahren erforderlich ist, 
um etwaige Unstimmigkeiten zu beheben.
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Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10 – Buchstabe b
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 11 – Absatz 2 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die vom Amt erstellten Berichte stellen in 
der gleichen Weise und unter denselben 
Bedingungen wie die Verwaltungsberichte 
der Kontrolleure der nationalen 
Verwaltungen zulässige Beweismittel in 
den Strafverfahren des Mitgliedstaats dar, 
in dem sich ihre Verwendung als 
erforderlich erweist. Sie werden nach 
denselben Maßstäben beurteilt wie die 
Verwaltungsberichte der Kontrolleure der 
nationalen Verwaltungen und haben 
dieselbe Beweiskraft.

Die vom Amt erstellten Berichte stellen in 
der gleichen Weise und unter denselben 
Bedingungen wie die Verwaltungsberichte 
der Kontrolleure der nationalen 
Verwaltungen zulässige Beweismittel in 
den Strafverfahren des Mitgliedstaats dar, 
in dem sich ihre Verwendung als 
erforderlich erweist. Sie werden nach 
denselben Maßstäben beurteilt wie die 
Verwaltungsberichte der Kontrolleure der 
nationalen Verwaltungen und haben 
dieselbe Beweiskraft. In dieser Hinsicht 
stellen diese Berichte Rechtsakte dar, die 
sich nachteilig auf die betreffenden 
Personen auswirken könnten.

Begründung

Im Einklang mit den Empfehlungen des Europäischen Rechnungshofs sollte festgelegt 
werden, dass die Berichte des Amtes nachteilige Folgen für Einzelpersonen haben können, 
damit das Recht dieser Personen auf ein wirksames Rechtsmittel sichergestellt ist.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10 – Buchstabe c a (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 11 – Absatz 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) Folgender Absatz wird angefügt:
„8a. Einmal jährlich wird unter der 
verantwortlichen Leitung des 
Generaldirektors ein Bericht erstellt. In 
diesem Bericht wird die Bilanz der 
Folgemaßnahmen der zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten infolge von 
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Ersuchen um Unterstützung gezogen, die 
das Amt gemäß dieser Verordnung gestellt 
hat. In diesem Bericht wird außerdem die 
Bilanz der justiziellen Folgemaßnahmen 
der zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten auf der Grundlage der 
Ergebnisse der Untersuchungen des 
Amtes gezogen. Der Bericht entspricht 
den Datenschutzbestimmungen unter 
Wahrung der Vertraulichkeit der 
Untersuchungen und wird dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission übermittelt.“

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12a – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Für die Zwecke dieser Verordnung 
benennt jeder Mitgliedstaat eine 
Dienststelle (im Folgenden 
„Koordinierungsstelle für die 
Betrugsbekämpfung“), die die wirksame 
Zusammenarbeit und den wirksamen 
Austausch von Informationen, 
einschließlich Informationen operativer 
Art, mit dem Amt erleichtert. Die 
Koordinierungsstelle für die 
Betrugsbekämpfung kann im Einklang mit 
den nationalen Rechtsvorschriften 
gegebenenfalls als zuständige Behörde für 
die Zwecke dieser Verordnung betrachtet 
werden.

1. Für die Zwecke dieser Verordnung 
benennt jeder Mitgliedstaat eine 
Dienststelle (im Folgenden 
„Koordinierungsstelle für die 
Betrugsbekämpfung“), die die rasche und 
wirksame Zusammenarbeit und den 
wirksamen Austausch von Informationen, 
einschließlich Informationen operativer 
Art, mit dem Amt erleichtert. Die 
Koordinierungsstelle für die 
Betrugsbekämpfung kann im Einklang mit 
den nationalen Rechtsvorschriften 
gegebenenfalls als zuständige Behörde für 
die Zwecke dieser Verordnung betrachtet 
werden.
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Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12a – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Auf Ersuchen des Amtes leisten die 
Koordinierungsstellen für die 
Betrugsbekämpfung vor der Entscheidung 
über eine etwaige Untersuchungseinleitung 
sowie während oder nach einer 
Untersuchung die notwendige 
Unterstützung, damit das Amt seinen 
Aufgaben wirksam nachkommen kann, 
beziehungsweise holen diese Unterstützung 
ein oder koordinieren sie. Dies schließt 
insbesondere die Unterstützung vonseiten 
der zuständigen nationalen Behörden 
gemäß Artikel 3 Absätze 3 und 6, Artikel 7 
Absatz 3 sowie Artikel 8 Absätze 2 und 3 
ein.

2. Auf Ersuchen des Amtes oder auf 
eigenes Betreiben leisten die 
Koordinierungsstellen für die 
Betrugsbekämpfung vor der Entscheidung 
über eine etwaige Untersuchungseinleitung 
sowie während oder nach einer 
Untersuchung die notwendige 
Unterstützung, damit das Amt seinen 
Aufgaben wirksam nachkommen kann, 
beziehungsweise holen diese Unterstützung 
ein oder koordinieren sie. Dies schließt 
insbesondere die Unterstützung vonseiten 
der zuständigen nationalen Behörden 
gemäß Artikel 3 Absätze 6 und 7, Artikel 7 
Absatz 3 sowie Artikel 8 Absätze 2 und 3 
ein.

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12c – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Das Amt meldet der EUStA 
unverzüglich alle Straftaten, bezüglich der 
die EUStA ihre Befugnisse nach Artikel 22 
und Artikel 25 Absätze 2 und 3 der 
Verordnung (EU) 2017/1939 ausüben 
könnte. Der betreffende Bericht kann in 
jeder Phase vor oder nach der Einleitung 
einer Untersuchung des Amtes übermittelt 
werden.

1. Das Amt meldet der EUStA 
unverzüglich alle Indizien für Straftaten, 
bezüglich der die EUStA ihre Befugnisse 
nach Artikel 22 und Artikel 25 der 
Verordnung (EU) 2017/1939 ausübt. An 
diese Meldung schließt sich ein Bericht 
an, der unverzüglich zu übermitteln ist. 
Die Meldung und der Bericht werden in 
einer beliebigen Phase vor oder nach 
Einleitung einer Untersuchung des Amtes 
übermittelt. Die EUStA kann das Amt 
auffordern, zusätzliche Informationen zu 
übermitteln, und eine Frist für die 
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Übermittlung festlegen.

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12c – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Bericht enthält mindestens eine 
Beschreibung des Sachverhalts 
einschließlich einer Bewertung des 
entstandenen oder voraussichtlichen 
Schadens, die mögliche rechtliche 
Würdigung und alle vorliegenden 
Informationen über mögliche Opfer, 
Verdächtige und andere Beteiligte.

2. Der Bericht enthält mindestens eine 
Beschreibung des Sachverhalts und der 
dem Amt bekannten Informationen, 
einschließlich einer Bewertung des 
entstandenen oder voraussichtlichen 
Schadens, sofern das Amt über diese 
Informationen verfügt, die mögliche 
rechtliche Würdigung und alle 
vorliegenden Informationen über mögliche 
Opfer, Verdächtige und andere Beteiligte. 
Mit dem Bericht übermittelt das Amt der 
EUStA alle sonstigen einschlägigen 
Informationen zu dem Fall, die ihm zur 
Verfügung stehen.

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12c – Absatz 3 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In Fällen, in denen die beim Amt 
eingegangenen Informationen nicht die in 
Absatz 2 genannten Elemente enthalten 
und keine Untersuchung des Amtes 
eingeleitet wurde, kann das Amt eine erste 
Bewertung der erhobenen Behauptungen 
vornehmen. Die Bewertung erfolgt zügig 
und in jedem Fall binnen zwei Monaten 
nach Eingang der Informationen. Während 
dieser Bewertung finden Artikel 6 und 
Artikel 8 Absatz 2 Anwendung.

In Fällen, in denen die beim Amt 
eingegangenen Informationen nicht die in 
Absatz 2 genannten Elemente enthalten 
und keine Untersuchung des Amtes 
eingeleitet wurde, kann das Amt eine erste 
Bewertung der erhobenen Behauptungen 
vornehmen. Die Bewertung erfolgt 
möglichst zügig und in jedem Fall binnen 
zwei Monaten nach Eingang der 
Informationen. Während dieser Bewertung 
finden Artikel 6 und Artikel 8 Absatz 2 
Anwendung. Das Amt trifft keine 
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Maßnahmen, die etwaige künftige 
Untersuchungen der EUStA gefährden 
könnten.

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12c – Absatz 3 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Nach dieser ersten Bewertung teilt das Amt 
der EUStA mit, ob die in Absatz 1 
genannten Bedingungen erfüllt sind.

Nach dieser ersten Bewertung teilt das Amt 
der EUStA umgehend mit, ob die in 
Absatz 1 genannten Bedingungen erfüllt 
sind, selbst wenn nicht alle Elemente nach 
Absatz 2 zusammengetragen wurden.

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12c – Absatz 4 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zur Anwendung von Unterabsatz 1 
überprüft das Amt gemäß Artikel 12g 
Absatz 2 im Fallverwaltungssystem der 
EUStA, ob bereits eine einschlägige 
Untersuchung der EUStA im Gange ist. 
Das Amt kann die EUStA um weitere 
Informationen ersuchen. Die EUStA 
beantwortet derartige Auskunftsersuchen 
binnen zehn Arbeitstagen.

Zur Anwendung von Unterabsatz 1 
überprüft das Amt gemäß Artikel 12g 
Absatz 2, ob bereits eine einschlägige 
Untersuchung der EUStA im Gange ist. 
Das Amt kann die EUStA um weitere 
Informationen ersuchen. Die EUStA 
beantwortet derartige Auskunftsersuchen 
unverzüglich.
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Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12c – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen können das Amt 
ersuchen, eine erste Bewertung ihnen 
gemeldeter Behauptungen vorzunehmen. 
Für die Zwecke dieser Ersuchen gilt 
Absatz 3.

5. Die Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen können das Amt 
ersuchen, eine erste Bewertung ihnen 
gemeldeter Behauptungen vorzunehmen. 
Für die Zwecke dieser Ersuchen gilt 
Absatz 3. Hierdurch verzögert sich die 
fristgerechte Meldung an die EUStA 
nicht.

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12d – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zur Anwendung von Unterabsatz 1 
überprüft das Amt gemäß Artikel 12g 
Absatz 2 im Fallverwaltungssystem der 
EUStA, ob bereits eine einschlägige 
Untersuchung der EUStA im Gange ist. 
Das Amt kann die EUStA um weitere 
Informationen ersuchen. Die EUStA 
beantwortet derartige Auskunftsersuchen 
binnen zehn Arbeitstagen.

Zur Anwendung von Unterabsatz 1 
überprüft das Amt gemäß Artikel 12g 
Absatz 2, ob bereits eine einschlägige 
Untersuchung der EUStA im Gange ist. 
Das Amt kann die EUStA um weitere 
Informationen ersuchen. Die EUStA 
beantwortet derartige Auskunftsersuchen 
unverzüglich.
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Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12e – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Standards der 
Verfahrensgarantien gemäß der 
Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates 
gelten auch für Beweismittel, die das Amt 
in diesen Fällen zusammengetragen hat. 
Der Gerichtshof der Europäischen Union 
bleibt dafür zuständig, die vom OLAF für 
die EUStA durchgeführten 
Verfahrenshandlungen zu prüfen, falls 
diese gegenüber Dritten Rechtswirkung 
haben sollen.

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12f – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. In ordnungsgemäß begründeten 
Fällen, in denen der Generaldirektor des 
Amtes es trotz einer bereits laufenden 
Untersuchung der EUStA für erforderlich 
hält, in Übereinstimmung mit dem Mandat 
des Amtes eine Untersuchung des Amtes 
einzuleiten, um die Annahme von 
Sicherungsmaßnahmen oder finanziellen, 
disziplinarischen oder administrativen 
Maßnahmen zu erleichtern, setzt das Amt 
die EUStA in schriftlicher Form und 
unter Angabe von Art und Zweck der 
Untersuchung davon in Kenntnis.

1. Falls es der Generaldirektor des 
Amtes während einer bereits laufenden 
Untersuchung der EUStA in 
ordnungsgemäß begründeten Fällen für 
erforderlich hält, in Übereinstimmung mit 
dem Mandat des Amtes auch eine 
Untersuchung des Amtes einzuleiten, um 
die Annahme von Sicherungsmaßnahmen 
oder finanziellen, disziplinarischen oder 
administrativen Maßnahmen zu erleichtern, 
setzt das Amt die EUStA davon in 
Kenntnis und ersucht um ihre 
Zustimmung. Zu diesem Zweck 
übermittelt das Amt einen Antrag in 
Schriftform unter Angabe der Art der 
Maßnahme(n) und der betroffenen 
Person(en).
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Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12f – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die EUStA kann binnen 30 Tagen nach 
ihrer Inkenntnissetzung und darüber hinaus 
so lange, wie die betreffenden Gründe 
Bestand haben, gegen die Einleitung einer 
Untersuchung oder gegen bestimmte 
Untersuchungsmaßnahmen des Amtes 
Einspruch einlegen, falls dies erforderlich 
ist, um ihr eigenes Untersuchungs- oder 
Strafverfolgungsverfahren nicht zu 
gefährden. Die EUStA setzt das Amt 
unverzüglich in Kenntnis, sobald die 
Gründe für ihren Einspruch nicht mehr 
gelten.

Die EUStA stimmt binnen 10 Arbeitstagen 
nach ihrer Inkenntnissetzung und darüber 
hinaus so lange, wie die betreffenden 
Gründe Bestand haben, der Einleitung 
einer Untersuchung oder bestimmter 
Untersuchungsmaßnahmen des Amtes zu 
oder legt Einspruch dagegen ein, falls dies 
erforderlich ist, um ihr eigenes 
Untersuchungs- oder 
Strafverfolgungsverfahren nicht zu 
gefährden. Legt die EUStA Einspruch 
gegen das Ersuchen ein, darf das Amt die 
betreffenden Maßnahmen nicht ergreifen. 
In Ausnahmefällen kann die EUStA bei 
komplexen Untersuchungen dem Amt 
mitteilen, dass diese Frist um 
20 Arbeitstage verlängert werden muss. 
Die EUStA setzt das Amt unverzüglich in 
Kenntnis, sobald die Gründe für ihren 
Einspruch nicht mehr gelten.

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12f – Absatz 1 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Falls die EUStA binnen des im 
vorhergehenden Absatz genannten 
Zeitraums keine Einwände erhebt, kann 
das Amt eine Untersuchung einleiten; 
diese führt das Amt in enger Absprache 
mit der EUStA durch.

Falls die EUStA dem Ersuchen zustimmt, 
ergreift das Amt die entsprechenden 
Maßnahmen in enger Absprache mit der 
EUStA. 
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Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12f – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Falls die EUStA mithilfe des 
Mechanismus zur Prüfung des 
Fallverwaltungssystems nach Artikel 12g 
feststellt, dass das Amt eine Untersuchung 
zu demselben Sachverhalt durchführt, 
den die EUStA ebenfalls untersuchen 
will, setzt sie das Amt binnen 24 Stunden 
in Kenntnis. In diesem Fall schließt das 
Amt seine Untersuchung ab, es sei denn, 
die EUStA fordert das Amt auf, ihre 
Tätigkeiten gemäß Artikel 12e zu 
unterstützen oder zu ergänzen.

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12g – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Soweit es zur Erleichterung der 
Zusammenarbeit mit der EUStA nach 
Artikel 1 Absatz 4a erforderlich ist, 
schließt das Amt 
Verwaltungsvereinbarungen mit der 
EUStA. Derartige Arbeitsvereinbarungen 
können praktische Details des 
gegenseitigen Informationsaustausches 
einschließlich des Austausches von 
personenbezogenen Daten, von operativen, 
strategischen oder technischen 
Informationen sowie von Verschlusssachen 
regeln. Sie enthalten ausführliche 
Bestimmungen über den kontinuierlichen 
Informationsaustausch beim Eingang und 
bei der Überprüfung erhobener 
Behauptungen im Amt beziehungsweise 

1. Soweit es zur Erleichterung der 
Zusammenarbeit mit der EUStA nach 
Artikel 1 Absatz 4a erforderlich ist, 
schließt das Amt 
Verwaltungsvereinbarungen mit der 
EUStA. Derartige Arbeitsvereinbarungen 
können praktische Details des 
gegenseitigen Informationsaustausches 
einschließlich des Austausches von 
personenbezogenen Daten, von operativen, 
strategischen oder technischen 
Informationen sowie von Verschlusssachen 
regeln. Sie enthalten ausführliche 
Bestimmungen über den kontinuierlichen 
Informationsaustausch beim Eingang und 
bei der Überprüfung erhobener 
Behauptungen im Amt beziehungsweise 
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bei der EUStA. bei der EUStA. Der Generaldirektor des 
Amtes und der Europäische 
Generalstaatsanwalt treten mindestens 
einmal jährlich zusammen, um Themen 
von gemeinsamem Interesse zu erörtern.

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 12g – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Das Amt hat indirekten Zugriff auf 
Informationen im Fallverwaltungssystem 
der EUStA nach dem Treffer/Kein-Treffer-
Verfahren. Wird eine Übereinstimmung 
zwischen vom Amt in das 
Fallverwaltungssystem eingegebenen 
Daten und von im Besitz der EUStA 
befindlichen Daten festgestellt, so wird 
dies sowohl der EUStA als auch dem Amt 
mitgeteilt. Das Amt trifft geeignete 
Maßnahmen, um der EUStA den Zugriff 
auf Informationen in seinem 
Fallverwaltungssystem nach dem 
Treffer/Kein-Treffer-Verfahren zu 
ermöglichen.

2. Das Amt hat indirekten Zugriff auf 
Informationen im Fallverwaltungssystem 
der EUStA nach dem Treffer/Kein-Treffer-
Verfahren. Wird eine Übereinstimmung 
zwischen vom Amt in das 
Fallverwaltungssystem eingegebenen 
Daten und von im Besitz der EUStA 
befindlichen Daten festgestellt, so wird 
dies sowohl der EUStA als auch dem Amt 
automatisch mitgeteilt. Das Amt trifft 
geeignete Maßnahmen, um der EUStA den 
raschen Zugriff auf Informationen in 
seinem Fallverwaltungssystem nach dem 
Treffer/Kein-Treffer-Verfahren zu 
ermöglichen. Der indirekte Zugriff durch 
OLAF auf Informationen im 
Fallverwaltungssystem der EUStA erfolgt 
ausschließlich für die Ausübung der 
Funktionen des OLAF im Sinne dieser 
Verordnung und nur in dem Maße, in 
dem es für diese Ausübung erforderlich 
ist, und wird ordnungsgemäß begründet 
und über ein vom OLAF festgelegtes 
internes Verfahren validiert. Das Amt 
führt ein Verzeichnis aller Fälle, in denen 
der Zugriff auf das 
Fallverwaltungssystem der EUStA erfolgt 
ist. Die Ergebnisse des Zugriffs 
unterliegen den in Artikel 10 genannten 
Bestimmungen zur Vertraulichkeit und 
zum Datenschutz.
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Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 12 a (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 15 – Absatz 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) In Artikel 15 wird folgender 
Absatz angefügt:
„9a. Der Überwachungsausschuss 
benennt aus den Reihen seiner Mitglieder 
einen Grundrechtsbeauftragten. Der 
Grundrechtsbeauftragte überwacht, dass 
das Amt die Grundrechte und 
Verfahrensgarantien achtet. Der 
Grundrechtsbeauftragte richtet 
Stellungnahmen und gegebenenfalls 
Empfehlungen an den 
Überwachungsausschuss, was die vom 
Amt durchgeführten Tätigkeiten und 
Untersuchungen betrifft. Die 
Stellungnahmen und Empfehlungen des 
Grundrechtsbeauftragten werden in die 
Berichte des Überwachungsausschusses 
nach Absatz 9 aufgenommen.“;

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 13 – Buchstabe a
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 16 – Absatz 1 – Satz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Vertreter des Rechnungshofs, der EUStA 
sowie von Eurojust und/oder Europol 
können auf Ersuchen des Europäischen 
Parlaments, des Rates, der Kommission, 
des Generaldirektors oder des 
Überwachungsausschusses ad hoc zu 
diesen Zusammenkünften eingeladen 
werden.

Der Europäische Generalstaatsanwalt 
wird eingeladen, an dem 
Meinungsaustausch teilzunehmen. 
Vertreter des Rechnungshofs sowie von 
Eurojust bzw. Europol können auf 
Ersuchen des Europäischen Parlaments, 
des Rates, der Kommission, des 
Generaldirektors oder des 
Überwachungsausschusses ad hoc zu 
diesen Zusammenkünften eingeladen 
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werden.

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 14 – Buchstabe a a (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 17 – Absatz 4

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

aa) Absatz 4 erhält folgende Fassung:
4. Der Generaldirektor erstattet dem 
Europäischen Parlament, dem Rat, der 
Kommission und dem Rechnungshof 
regelmäßig und unter Wahrung der 
Vertraulichkeit der Untersuchungen, der 
legitimen Rechte der betroffenen Personen 
und der Hinweisgeber und gegebenenfalls 
der nationalen Prozessvorschriften Bericht 
über die Ergebnisse der vom Amt 
durchgeführten Untersuchungen, die 
getroffenen Folgemaßnahmen und etwaige 
aufgetretene Schwierigkeiten.

„4. Der Generaldirektor erstattet dem 
Europäischen Parlament, dem Rat, der 
Kommission, der EUStA und dem 
Rechnungshof regelmäßig und unter 
Wahrung der Vertraulichkeit der 
Untersuchungen und der 
Datenschutzgrundsätze, der legitimen 
Rechte der betroffenen Personen und der 
Hinweisgeber und gegebenenfalls der 
nationalen Prozessvorschriften Bericht 
über die Ergebnisse der vom Amt 
durchgeführten Untersuchungen, die 
getroffenen Folgemaßnahmen und etwaige 
aufgetretene Schwierigkeiten.“

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32013R0883)

Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 14 a (neu)
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
Artikel 19

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

(14a) Artikel 19 erhält folgende 
Fassung:

Artikel 19 „Artikel 19

Bewertungsbericht Bewertungsbericht

Die Kommission legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat bis zum 2. Oktober 
2017 einen Bewertungsbericht über die 

Die Kommission legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat bis zum 
31. Dezember 2022 einen 
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Anwendung dieser Verordnung vor. 
Diesem Bericht wird eine Stellungnahme 
des Überwachungsausschusses beigefügt; 
in dem Bericht wird angegeben, ob eine 
Änderung der vorliegenden Verordnung 
erforderlich ist.

Bewertungsbericht über die Anwendung 
dieser Verordnung vor. In dem Bericht 
wird insbesondere die Effizienz der 
Zusammenarbeit zwischen dem Amt und 
der EUStA bewertet. Diesem Bericht wird 
eine Stellungnahme des 
Überwachungsausschusses beigefügt; in 
dem Bericht wird angegeben, ob eine 
Änderung der vorliegenden Verordnung 
erforderlich ist.“

(https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32013R0883)
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